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UNTERSCHWELLENVERGABEORDNUNG FÜR BAULEISTUNGEN, DIENSTLEISTUNGEN UND LIEFERUNGEN 

Genehmigt mit Beschluss des Verwaltungsrats Nr. 5 vom 15.01.2025 

 

TITEL I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

 

Art. 1 – Gegenstand und Geltungsbereich 

1. Diese Verordnung regelt die Verfahren für die Vergabe und Ausführung von Bau-, Dienstleistungs- und 

Lieferaufträgen unterhalb der EU-Schwellenwerte gemäß Art. 14 Abs. 1 des Gesetzesdekrets  Nr. 36/2023 und 

Art. 26 des Landesgesetzes Nr. 16/2015 i.f.v. für  Dienstleistungs- (einschließlich Architektur- und 

Ingenieurleistungen), Liefer- und Bauaufträge sowie die Vergabe von Konzessionen unterhalb der in Art. 14 Abs. 

1 Gesetzesdekrets Nr. 36/2023 vorgesehenen Schwellenwerte im Bereich der öffentlichen Aufträge.   

2. Die Bestimmungen dieser Verordnung berücksichtigen die nationale und landesweite Gesetzgebung über 

öffentliche Aufträge sowie die nationalen und landesweiten ANAC-Richtlinien.  

3. Die Beschaffung von Bau-, Dienstleistungs- und Lieferaufträgen unterhalb der EU-Schwellenwerte erfolgt nach 

den Grundsätzen der Effizienz, Effektivität und Pünktlichkeit unter Wahrung der Grundsätze der 

Wirtschaftlichkeit, Transparenz, Öffentlichkeit, Nichtdiskriminierung, Rotation und des Wettbewerbs zwischen 

den Wirtschaftsteilnehmern und soll die tatsächliche Teilnahme von Kleinst-, kleinen und mittleren Unternehmen 

sicherstellen.  Die Mitarbeiter der Kurverwaltung Meran, die mit der Beschaffung von Bau-, Dienst- und 

Lieferleistungen befasst sind, müssen ihre Tätigkeit mit einem Höchstmaß an Fairness und Respekt gegenüber 

Kollegen, Nutzern und Lieferanten ausüben. Das Hauptziel besteht darin, das bestmögliche Ergebnis für die 

Kurverwaltung Meran zu erzielen und zwar in Bezug auf das Preis-Leistungs-Verhältnis, die Sicherheit am 

Arbeitsplatz, die genaue Kenntnis und Einhaltung aller Vorschriften, die für die in ihrem Zuständigkeitsbereich 

liegenden Tätigkeitsbereiche gelten, sowie die Einhaltung der Marktregeln.  

4. Alle in dieser Verordnung angegebenen Beträge verstehen sich ohne Mehrwertsteuer.  

5. Die Kurverwaltung Meran fördert die Schulung und Qualifizierung von Akteuren, die im Rahmen von 

Vergabeverfahren unterhalb der EU-Schwellenwerte tätig werden sollen.  

 

Art. 2 - Schwellenbeträge 

1. Die Vergabe von Bau-, Dienstleistungs- und Lieferaufträgen ist innerhalb der nachstehend aufgeführten 

Betragsgrenzen und den folgenden Modalitäten zulässig: 

a) Lieferungen und Dienstleistungen  

o für Beträge bis zu 1.500,00 € (ohne MwSt.) durch Direktvergabe, auch ohne Einholung mehrerer 

Kostenvoranschläge, vorbehaltlich der Überprüfung der Angemessenheit des angebotenen Preises; 
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o bei Beträgen über 1.500,00 € (ohne MwSt.) und bis zu 10.000,00 € (ohne MwSt.) durch Direktvergabe, wobei 

mindestens zwei Angebote eingeholt werden müssen; 

o für Beträge über 10.000,00 € (ohne MwSt.) und bis zu 139.999,00 € (ohne MwSt.) durch Direktvergabe nach 

Einholung von mindestens drei Angeboten; 

o für Beträge ab 140.000,00 € (ohne MwSt.) bis zum EU-Schwellenwert im Rahmen eines 

Verhandlungsverfahrens nach Anhörung von mindestens der in den geltenden Landesgesetzen 

vorgeschriebenen Mindestanzahl von Mitbewerbern, sofern eine solche Anzahl besteht.  

b) Arbeiten  

o bei Beträgen unter 10.000,00 € (ohne MwSt.) durch Direktvergabe, auch ohne Einholung mehrerer 

Angebote, vorbehaltlich der Überprüfung der Angemessenheit des angebotenen Preises;  

o bei Beträgen über 10.000,00 € (ohne MwSt.) und unter 40.000,00 € (ohne MwSt.) durch Direktvergabe, 

wobei mindestens zwei Angebote eingeholt werden müssen;  

o für Beträge von mindestens 40.000,00 € (ohne MwSt.) und weniger als 150.000,00 € (ohne MwSt.) im 

Verhandlungsverfahren nach Anhörung von mindestens der in den geltenden Landesgesetzen 

vorgeschriebenen Mindestanzahl von Mitbewerbern, sofern eine solche Anzahl besteht;  

o bei Beträgen von mindestens 150.000,00 € (ohne MwSt.) und weniger als 500.000,00 € (ohne MwSt.) im 

Verhandlungsverfahren nach Anhörung von mindestens der in den geltenden Landesgesetzen 

vorgeschriebenen Mindestanzahl von Mitbewerbern, sofern eine solche Anzahl besteht;  

o bei Beträgen von mindestens 500.000,00 € (ohne MwSt.) und weniger als 1.000.000,00 € (ohne MwSt.) im 

Verhandlungsverfahren nach Anhörung von mindestens der in den geltenden Landesgesetzen 

vorgeschriebenen Mindestanzahl von Mitbewerbern, sofern eine solche Anzahl besteht;  

2. Abweichend hiervon kann die Direktvergabe auch ohne Einholung mehrerer Angebote erfolgen, wenn einer der 

folgenden Fälle vorliegt: 

• es liegen dringende Gründe vor, die bei der Auftragsvergabe oder Zuschlag zu berücksichtigen sind; 

• wenn die Dienstleistung nur von einem einzigen Wirtschaftsteilnehmer erbracht werden kann; 

• wenn nur ein einziger Wirtschaftsteilnehmer auf der Anbieterliste steht; 

• wenn es sich um zusätzliche Dienste handelt, für die die Beauftragung eines anderen Betreibers mit 

erheblichen technischen und/oder wirtschaftlichen Nachteilen verbunden wäre; 

3. Die in den vorstehenden Absätzen genannten Beträge dürfen weder durch Varianten- oder Zusatzgutachten, 

Vertragsverlängerungen, Vertragsergänzungen noch durch sonstige Formen der Erweiterung, Ausdehnung oder 

Erhöhung der vertraglichen oder außervertraglichen finanziellen Verpflichtungen überschritten werden.  

4. Die Vergabe von Aufträgen unterhalb der Schwellenwerte ist jedoch stets möglich für Bau- und Dienstleistungen 

sowie Güter, die im Katalog des Elektronischen Marktes der Autonomen Provinz Bozen aufgeführt sind. Die 
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Kurverwaltung Meran kann sich auch auf die von der Agentur für die Verfahren und die Aufsicht im Bereich 

öffentliche Bau-, Dienstleistungs-, und Lieferaufträge und von Consip S.p.A. festgelegten 

Rahmenvereinbarungen berufen oder deren Preis-Qualitäts-Parameter als Obergrenze für die Auftragsvergabe 

verwenden.  

 

Art. 3 - Einziger Verfahrensverantwortlicher für die Vergabe und Durchführung von öffentlichen Bau-, 

Dienstleistungs- und Lieferaufträgen 

1. Gemäß Art. 6, Absatz 6 des Landesgesetz Nr. 16/2015 wird die Funktion des/der einzigen 

Verfahrensverantwortlichen dem/der Direktor/Direktorin der Kurverwaltung Meran übertragen, unbeschadet 

der Möglichkeit diese Funktion in Bezug auf einzelne Verfahren einer anderen Person zu übertragen, die gemäß 

Art. 6 des genannten Landesgesetzes über eine angemessene fachliche Qualifikation verfügt.  

2. Im Rahmen der Befugnisse gemäß Art. 6, Abs. 6 des Landesgesetzes Nr. 16/2015 und der gemäß Abs. 1 dieses 

Artikels übernommenen Aufgaben kann der Direktor der Kurverwaltung Meran bei Verfahren, mit einem 

Auftragswert von höchstens 10.000,00 € oder weniger, diese einer betrauten Person übertragen, die über die 

erforderliche Fachkompetenz, Erfahrung und angemessene Qualifikationen verfügt.  Bei Überschreitung dieses 

Betrags erfolgt die Vergabe durch den/die Präsidenten/in. 

3. Gemäß Art. 15, Absatz 5 des Gesetzesdekrets Nr. 36/2023 hat die Kurverwaltung Meran zur Verbesserung der 

Qualität der Gesamtplanung und -programmierung eine Stelle zur Unterstützung der 

Verfahrensverantwortlichen, d. h. der Leiter der verschiedenen Abteilungen, eingerichtet. 

4. Das gesamte Verfahren (von der Ermittlung der in Anspruch zu nehmenden Wirtschaftsteilnehmer und der 

Merkmale des Auftragsgegenstandes über die Ausarbeitung sämtlicher Unterlagen bis hin zum 

Vertragsabschluss und der Überwachung der Vertragserfüllung) wird vom Verfahrensverantwortlichen 

durchgeführt, gegebenenfalls mit Unterstützung der in Absatz 3 genannten Stelle. Die Aufgaben und 

Zuständigkeiten des/der Verantwortlichen für das Vergabeverfahren sind insbesondere im Kodex für öffentliche 

Aufträge, im Landesgesetz Nr. 16/2015, in der von der Landesregierung genehmigten einschlägigen Richtlinie 

und in der ANAC-Richtlinie festgelegt.  

5. Bei der Abwicklung des Verfahrens und der Ausführungsphase der Verträge handelt der/die 

Verfahrensverantwortliche gemäß den Bestimmungen von Art. 16 des Gesetzesdekrets 36/2023 und im Einklang 

mit den Bestimmungen des Ethik- und Verhaltenskodex. Er/Sie verpflichtet sich, keine Entscheidungen zu 

treffen oder Tätigkeiten auszuüben, die mit seinen/ihren Aufgaben in einem Interessenkonflikt mit persönlichen 

Interessen oder jenen des Ehepartners, Lebensgefährten oder von Verwandten und Verschwägerten bis zum 

zweiten Grad stehen.  Der/die Vergabeverantwortliche hat jede Förderung oder Begünstigung persönlicher 

Interessen zu unterlassen und ist verpflichtet, in allen internen und externen Beziehungen ein korrektes und 

unbelastetes Verhalten zu wahren. Er/Sie hat außerdem jegliches Verhalten, das den oben genannten Regeln 

widerspricht, zu unterbinden und gegebenenfalls zu melden sowie davon abzusehen, Tätigkeiten auszuüben, die 

mit seiner/ihrer Funktion in Zusammenhang stehen bei denen persönliche oder private Interessen eine Rolle 
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spielen, auch um Interessenkonflikte zu vermeiden. Bei der Erfüllung der Aufgaben hat der /die 

Verfahrensverantwortliche ethisch und korrekt zu handeln.  

6. Je nach Bedarf und Erfordernissen kann sich der/die Verfahrensverantwortliche der Unterstützung von Personen 

oder Strukturen mit nachgewiesener technischer Kompetenz und/oder Fachkenntnis sowie der Mitwirkung von 

Nutzern der zu beschaffende Produkte oder Dienstleistungen bedienen. Der/die Verfahrensverantwortliche 

kann einen Direktor/Bauleiter oder einen Direktor/Manager für die Auftragsausführung benennen, der über die 

im Kodex der öffentlichen Arbeiten und dessen Durchführungsbestimmungen festgelegten Kompetenzen 

verfügt. 

7. Der/die Verfahrensverantwortliche sorgt außerdem für die unverzügliche Beanstandung etwaiger 

Vertragsverletzungen durch die Wirtschaftsteilnehmer, auch auf der Grundlage der von den zuständigen Stellen 

erhaltenen Meldungen.  

 

Art. 4 – Maßnahmen  

1. Die Kurverwaltung Meran bekundet ihre Absicht wie folgt vorzugehen:  

• für Aufträge bis zu 10.000,00 € erfolgt die Vergabe mittels Beschluss des Direktors/Direktorin; 

• für Aufträge zwischen 10.001,00 € und 60.000,00 € erfolgt die Vergabe für Aufträge, die im jährlichen 

Tätigkeitsprogramm vorgesehen sind, mittels Beschluss des/der Präsidenten/in; Für nicht darin enthaltenen 

Anschaffungen erfolgt die Vergabe durch einen gesonderten Beschluss des/der Präsidenten/in.  

• für Aufträge ab 60.001,00 € durch Beschluss des Verwaltungsrats; 

2. Die Beschlüsse müssen mindestens folgende Angaben enthalten: Angabe des zu befriedigenden Interesse; 

Merkmale der vorgesehenen  Bau-, Lieferung- oder Dienstleistungen; geschätzter Höchstbetrag des Zuschlags; 

vorgesehene Verfahrensart mit kurzer Begründung für deren Auswahl; Auswahlkriterien für den 

Wirtschaftsnehmer; Kriterien für die Angebotsbewertung; Anzahl der Wirtschaftsteilnehmer; wesentliche 

Vertragsbedingungen;  Angabe des/der Verfahrensverantwortlichen; Bei Aufträgen bis zu einem Wert von 

60.000,00 EUR kann der Zuschlag durch die vereinfachte Vergabeentscheidung gemäß Punkt 4  ersetzt werden. 

3. Am Ende des Vergabeverfahrens unterzeichnet die zuständige Stelle den Zuschlagsbeschluss, der den Namen 

des Zuschlagsempfängers, den Zuschlagsbetrag, den Verweis auf die Vergabeprotokolle und gegebenenfalls den 

Namen des Bauleiters oder des Leiters der Auftragsausführung enthält.  

4. Bei Aufträgen bis zu 60.000,00 € kann der Vergabebeschluss durch einen einzigen, vereinfachten Beschluss 

ersetzt werden, der den Auftragsgegenstand, den Betrag, den Auftragsnehmer, sowie die Gründe für dessen 

Auswahl enthält. In diesem Fall erfüllt der Beschluss zugleich die Funktion der Bekanntmachung der 

Vergabeergebnisse. 

 

Art. 5 - Verhandlungstätigkeit 
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1. Vor jeder Beschaffung hat der/die Verfahrensverantwortliche zu überprüfen, ob zur Deckung des festgestellten 

Bedarfs bereits von der ACP oder Consip abgeschlossene Rahmenvereinbarungen bestehen. 

2. Die Vergabestelle, sofern vorgesehen, wird vom Direktor bzw. von der Direktorin oder von einer beauftragten 

Person unter Einbeziehung eines Zeugen vertreten.   

3. Die zur Teilnehme am Verfahren einzuladende Wirtschaftsteilnehmer werden auf der Grundlage von 

Markterhebungen ermittelt auch außerhalb von elektronischen Plattformen, sofern dabei digitale Mittel wie z.B. 

Pec-E-Mail usw.  verwendet werden oder über elektronische Verzeichnisse von Wirtschaftsteilnehmern. 

Die Auswahl der Wirtschaftsteilnehmer, die zum Verfahren einzuladen sind, erfolgt nach objektiven Kriterien und 

ihre Anzahl wird in der Markterhebung oder in der Vergabeentscheidung festgelegt. Die chronologische 

Reihenfolge der Interessenbekundungen oder das Losverfahren stellen keine objektiven Auswahlkriterien dar.  

Als objektive Auswahlkriterien gelten beispielweise: 

• der in den letzten drei Jahren (oder fünf Jahren) vor der Veröffentlichung der Bekanntmachung erzielte 

Gesamtumsatz; 

• der Gesamtbetrag ähnlicher Dienstleistungen, die im selben Zeitraum regelmäßig erbracht wurden; 

• die Anzahl der beschäftigten Mitarbeiter zum Zeitpunkt der Abgabe der Interessenbekundung; 

• der Besitz spezifischer Zertifizierungen, die im direkten Zusammenhang mit dem Auftragsgegenstand 

stehen; 

Anhand der oben genannten Kriterien wird eine Rangliste erstellt, wobei der Grundsatz der größtmöglichen 

Beteiligung gemäß Artikel 10 Absatz 3 des Gesetzesdekrets vom 31. März 2023, Nr. 36, angewendet wird. Dieses 

zielt darauf ab, den Marktzugang und die Entwicklungsmöglichkeiten auch für Kleinst-, Klein- und mittlere 

Unternehmen zu gewährleisten. Daher müssen nicht zwingend immer die ersteingereihten 

Wirtschaftsteilnehmer ausgewählt werden. Vielmehr kann die Auswahl der einzuladenden Wirtschaftsteilnehmer 

so erfolgen, dass ein Teil aus dem oberen, ein Teil aus dem mittleren und ein Teil aus dem unteren Bereich der 

Rangliste stammt, sofern alle über die erforderlichen Teilnahmevoraussetzungen verfügen.  

4. Die Verhandlungsmöglichkeiten sind allen Wirtschaftsteilnehmern gleichberechtigt zu unterbreiten und die 

Kurverwaltung Meran hat die ihr vorliegenden Informationen unparteiisch zu verwenden. Die Verhandlung muss 

von Fairness, Transparenz, Nichtdiskriminierung und Gleichbehandlung sowie von Vertraulichkeit geprägt sein, 

insbesondere im Hinblick auf die Verwendung der von den Wirtschaftsteilnehmern erhaltenen Informationen 

zum Schutz ihrer berechtigten Interessen hinsichtlich spezifischer Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse. 

5. Die Kurverwaltung Meran veröffentlicht auf ihrer Website unter „Transparente Verwaltung“ das Verfahren 

gemäß Art. 7 des Landesgesetzes Nr. 16/2015 und fordert interessierte Wirtschaftsteilnehmer auf, ihr Interesse 

zu bekunden und sich in das von der Provinz geführte elektronische Verzeichnis der Wirtschaftsteilnehmer 

einzutragen. Für Verfahren, für die die Veröffentlichung einer besonderen Bekanntmachung vorzuziehen ist und 

für Verfahren, die noch nicht vorgesehen sind, veröffentlicht die Kurverwaltung Meran eine Bekanntmachung, 

die den Auftragsgegenstand, die für die Interessenbekundung erforderlichen Unterlagen, die 

Mindestanforderungen an die Eignung und dem Kriterium für die Auswahl der zum Verfahren einzuladenden 
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Wirtschaftsteilnehmer sowie die mögliche Höchstzahl der einzuladenden Wirtschaftsteilnehmer enthält. In 

diesem Fall muss die besondere Bekanntmachung 15 Tage lang veröffentlicht werden, was in dringenden Fällen 

auf 5 Tage verkürzt werden kann. 

6. Die Vergabe von Aufträgen erfolgt nach den Grundsätzen des freien Wettbewerbs, der Angemessenheit, der 

Verhältnismäßigkeit und der Rotation.  

Die Anwendung des Rotationsprinzips gemäß Art. 49, Abs. 3 des Gesetzesdekrets 36/23 erfolgt innerhalb 

derselben Warengruppe und in derselben wirtschaftlichen Größenordnung wie in den nachstehenden Tabellen 

angegeben. 

Dienstleistungen und Lieferungen von Ingenieuren und Architekten 

Gruppe Betrag 

FS01 von € 5.000,00 bis € 9.999,00 

FS02 von € 10.000,00 bis € 19.999,00 

FS03 von € 20.000,00 bis € 39.999,00 

FS04 von € 40.000,00 bis € 89.999,00 

FS05 von € 90.000,00 bis € 139.999,00 

FS06 von 140.000,00 € bis zum europäischen Schwellenwert 

 

Arbeiten 

Gruppe Betrag 

FL01 von € 5.000,00 bis € 19.999,00 

FL02 von € 20.000,00 bis € 39.999,00 

FL03 von € 40.000,00 bis € 89.999,00 

FL04 von € 90.000,00 bis € 149.999,00 

FL05 von € 150.000,00 bis € 999.999,00 

FL06 von 1.000.000,00 € bis zum europäischen Schwellenwert 

 

7. Die Rotation der Einladungen findet keine Anwendung in den folgenden Fällen: 

• bei Direktvergabe bei Aufträgen mit einem Wert von weniger als 5.000,00 €; 

• in Ausnahmefällen, die im Beschluss des EVV (Verfahrensverantwortliche) begründet sind; in diesen Fällen 

muss die Begründung die gleichzeitige Erfüllung der folgenden Voraussetzungen berücksichtigen:   

Marktstruktur, tatsächliche Fehlen von Alternativen und ordnungsgemäße Erfüllung des vorherigen 

Vertrags; 

• bei Unersetzbarkeit, dem Schutz exklusiver Rechte oder dem Fehlen von Wettbewerb aus technischen 

Gründen oder aufgrund äußerster Dringlichkeit;  

• bis zum Abschluss eines laufenden Verfahrens, sofern der Wechsel des Wirtschaftsteilnehmers erhebliche 

klinische, technische und/oder wirtschaftlichen Nachteile mit sich bringen würde;  
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• wenn die Vergabe durch Verfahren erfolgt, bei denen der öffentliche Auftraggeber keine Beschränkung 

hinsichtlich der Anzahl der Wirtschaftsteilnehmer vornimmt oder wenn die Markterhebung ohne 

Begrenzung der Anzahl der Wirtschaftsteilnehmer durchgeführt wurde, die über die geforderten 

Voraussetzungen verfügen und zur anschließenden Verhandlungsvergabe eingeladen werden sollen (APB-

Leitlinie Nr. 4);  

• wenn alle in der betreffenden Kategorie des telematischen Verzeichnisses eingetragenen 

Wirtschaftsteilnehmer zur Teilnahme am verfahren eingeladen werden.  

8. Bei Direktvergaben mit einem Auftragswert bis zu 10.000,00 € darf die Frist für den Eingang der Angebote, sofern 

keine nachweislich dringenden Gründe vorliegen, nicht weniger als 3 Tage betragen. Bei Aufträgen mit einem 

Wert von über 10.000,00 € und unter 150.000,00 € beträgt die Frist für den Eingang der Angebote mindestens 7 

Tage. Diese Frist kann verlängert werden, wenn eine verpflichtende Ortsbesichtigung vorgeschrieben ist oder im 

Fall besonders komplexer Angebote. Bei Verfahren, die über das telematische Landesportal durchgeführt 

werden, darf die Frist für den Eingang der Angebote nicht weniger als 14 Tage betragen. 

9. Gemäß Art. 24 des Landesgesetz Nr. 16/2015 i.f.v. erfolgt die Prüfung der Angebote vor der Überprüfung von 

Ausschlussgründen. Bei den Verfahren, die ohne den Einsatz elektronischer Mittel durchgeführt werden, erfolgt 

die Überprüfung der subjektiven Anforderungen stichprobenartig, gemäß den Modalitäten des Artikel 32 des 

Landesgesetzes Nr. 16/2015 i.f.v., auch nach Vertragsunterzeichnung. Im letzteren Fall muss der Vertrag eine 

ausdrückliche Kündigungsklausel enthalten. 

10. Zur Gewährung der Vertragserfüllung leisten die Wirtschaftsnehmer eine angemessene Sicherheitsleistung in 

Höhe von 2 % des Vertragswertes. In den folgenden Fällen wird keine Sicherheit für die Vertragserfüllung 

verlangt:  

• bei Direktvergabe von Aufträgen von weniger als 40.000,00 € (ohne Mehrwertsteuer);  

• für andere Verfahren, wenn der Zuschlagsempfänger bereit ist, den Zuschlagspreis um mindestens 0,5 % zu 

verbessern und es sich um einen nachweislich soliden Wirtschaftsteilnehmer handelt, oder für Lieferungen 

von Gegenständen, die aufgrund ihrer Beschaffenheit oder ihres besonderen Verwendungszwecks am 

Herstellungsort gekauft oder direkt von den Herstellern geliefert werden müssen, oder für Kunstgegenstände, 

Maschinen, Instrumente und Präzisionsarbeiten, deren Ausführung spezialisierten Anbietern anvertraut 

werden muss. 

Nach Ablauf der Vertragslaufzeit und nach Überprüfung der Übereinstimmung der erbrachten Leistung mit den 

vertraglichen Anforderungen wird die Kaution freigegeben. 

11. Die Vertragsbedingungen und die Ausschreibungen enthalten gegebenenfalls Vertragsstrafen für den Fall der 

Nichterfüllung oder des Verzugs bei der Ausführung von Bau-, Liefer- und Dienstleistungen sowie die besondere 

Möglichkeit für die Kurverwaltung Meran, den Vertrag zu kündigen und den nicht leistungsfähigen 

Auftragsnehmer für einen Zeitraum von bis zu drei Jahren von den Aufforderungen zur Teilnahme an Verfahren 

zur Vergabe von Bau-, Liefer- und Dienstleistungen auszuschließen.  
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12. Öffentliche Sitzungen zur Öffnung der verwaltungstechnischen und wirtschaftlichen Angebotsunterlagen sind 

nicht vorgesehen, mit Ausnahme der Öffnung von Mustern, falls vorhanden. 

13. Bei anderen Vergabeverfahren als der Direktvergabe erfolgt die Öffnung der administrativen, technischen und 

wirtschaftlichen Umschläge durch die ausschreibende Vergabestelle.  

14. Bei Vergabeverfahren, die keine Direktvergaben sind, führt die Kurverwaltung Meran gegebenenfalls die 

Überprüfung der Angebotsanomalie gemäß den von der Landesregierung genehmigten diesbezüglichen 

Richtlinien, es sei denn, das wirtschaftlich günstigste Angebot wird auf der Grundlage des besten Preis-Leistungs-

Verhältnisses ermittelt und der Abschlag auf den Basispreis beträgt weniger als 40%. Bei Architekten- und 

Ingenieurleistungen wird gegebenenfalls ebenfalls eine Überprüfung der Angebotsanomalie gemäß den Formeln 

der geltenden, von der Landesregierung genehmigten Leitlinien durchgeführt. 

 

Art. 6 - Vergabe- und Zuschlagsentscheidung 

1. Aufträge und Verträge bis zu einem Wert von 10.000,00 € werden vom Direktor/Direktorin unterzeichnet. 

2. Bestellungen und Verträge mit einem Wert von mehr als 10.001,00 € bis zu 60.000,00 € werden vom Präsidenten/ 

von der Präsidentin unterzeichnet. 

3. Für Aufträge mit einem Wert von über 60.000,00 € ist der Zuschlag von einem Beschluss des Verwaltungsorgans 

abhängig, mit dem sowohl die Zuschlagserteilung als auch die Ermächtigung zum Abschluss des Verfahrens 

förmlich genehmigt wird.   

4. Die Verträge werden unter Androhung der Nichtigkeit in elektronischer Form, durch Geschäftskorrespondenz 

gemäß den Handelsbräuchen oder in Form eines privatschriftlichen Vertrags geschlossen. Sämtliche mit dem 

Vertragsabschluss verbundenen und sich daraus ergebenden Kosten gehen zu Lasten des Auftragsnehmers.  

5. Für alle Vergabeverfahren erfolgt die Veröffentlichung und die zeitnahe Aktualisierung der Informationen gemäß 

Artikel 1, Absatz 32 des Gesetzes Nr. 190/2012 auf der Website der Kurverwaltung Meran.  
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TITEL II 

KONTROLLEN UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

 

Art. 7 - Kontrollen 

1. Die Ausführung von Bau-, Dienstleistungs- und Lieferaufträgen wird vom/von der einzigen 

Verfahrensverantwortlichen geleitet, der/die die Qualitätsstandards der Leistungen überwacht.  

2. Bei der Ausführung von Bau-, Dienstleistungs- und Lieferaufträgen bedient sich der/die 

Verfahrensverantwortliche der Unterstützung der oder des Leiters der Vergabestelle oder seinem Beauftragten, 

der/die für die Übernahme der Waren bzw. die Ausführung der übertragenen Dienstleistung/Arbeit 

verantwortlich ist. Der Empfänger hat die unverzügliche Prüfung der gelieferten Waren vorzunehmen, sofern 

deren Qualität und Übereinstimmung mit den ausgeschriebenen Anforderungen sowie mit den im Angebot 

vorgelegten Muster durch einfache Sichtprüfung feststellbar sind. In den anderen Fällen muss die Überprüfung 

innerhalb der in Art. 1512 des Zivilgesetzbuches festgelegten Frist oder innerhalb einer anderen vertraglich 

vereinbarten Frist erfolgen. Der vorbehaltlose Vermerk auf dem Lieferschein bzw. Rechnungskopie oder 

Arbeitsbericht gilt als Bestätigung für die ordnungsgemäße Ausführung der Lieferung oder Dienstleistung. Der 

Empfänger muss dem Lieferanten unverzüglich jede bei der Warenannahme festgestellt Vertragsverletzung 

beanstanden und diese dem/der Verfahrensverantwortlichen melden.  

3. Für die Koordinierung, Leitung und technisch-buchhalterische Kontrolle der Bauaufträge kann die Kurverwaltung 

Meran einen Bauleiter/in ernennen, der/die für die technische, buchhalterische und verwaltungstechnische 

Überwachung der Durchführung der Maßnahme verantwortlich ist, damit die Arbeiten fachgerecht und gemäß 

dem Projekt und dem Vertrag ausgeführt werden.   

4. Im Falle einer festgestellten Vertragsverletzung durch den Auftragnehmer ist diese unverzüglich und in 

dokumentierbarer Form dem/der Verfahrensverantwortlichen zu melden. 

5. Die Bestimmungen dieses Artikels regeln die organisatorischen und verwaltungstechnischen Verfahren, durch 

welche die tatsächliche Kontrolle der Leistungen gemäß Art. 15 des GvD Nr. und darauffolgenden gewährleistet 

wird. 

 

Art. 8 - Vorschriften, die für alle Verträge gelten - Verweis 

1. Für alle Angelegenheiten, die in dieser Verordnung nicht ausdrücklich geregelt sind, gelten die Bestimmungen 

des Bürgerlichen Gesetzbuches über Vorschriften und Verträge sowie die einschlägigen Landesbestimmungen 

über das öffentliche Auftragswesen. 

2. Diese Verordnung wird durch die im Dreijahresplan für Korruptionsprävention und Transparenz, sowie im 

Verhaltenskodex für das Personal und in der internen Durchführungsverordnung zur Satzung der Körperschaft 

festgelegten Bestimmungen ergänzt.  
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Art. 9 - Übergangs- und Schlussbestimmungen 

1. Diese Verordnung tritt ab dem ersten Tag nach dem Eintritt der Rechtskraft des Genehmigungsbeschlusses in 

Kraft. Ab diesem Datum werden sämtliche Verwaltungsakte der Kurverwaltung Meran oder Teile davon, welche 

die Beschaffungsvorgänge unterhalb des EU-Schwellenwertes betreffen, aufgehoben, mit Ausnahme der 

internen Durchführungsverordnung zur Satzung der Körperschaft, die mit Beschluss des Verwaltungsrates Nr. 21 

vom 28. August 2024 genehmigt wurde. 

2. Die Beschaffungen im Rahmen der Eigenverwaltung sowie die Ausgaben über den Wirtschaftsfonds werden 

durch gesonderte Verordnungen geregelt.  

 


